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Die Aufgaben der Reservisten von heute
Von Fritz Frier

über die Aufgaben, die die Reservisten der Bundeswehr haben, hat der sozialdemo­
kratische Wehrexperte Fritz Erler in der Zeitschrift des Reservistenverbandes der 
Bundeswehr „Die Reserve“ einen Artikel geschrieben, dem wir folgende Auszüge 
entnehmen:

„Die Veränderungen der Strategie füh­
ren zu einer stärkeren Betonung des kon­
ventionellen Elements in der westlichen 
Verteidigung. Gedacht ist nicht an mehr 
als jene vereinbarten dreißig Divisionen, 
von denen bisher nicht ganz fünfund­
zwanzig vorhanden sind. Die Bundes­
republik Deutschland wird mit Unterstel­
lung der zwölften Division bald ihren vol­
len vorgesehenen Beitrag geleistet haben. 
Sie kann nicht die Lücken schließen, wel­
che andere Verbündete offenlassen. Das 
würde unsere Kräfte überfordern und das 
»leichgewicht in der Allianz gefährden.

Die

ordentliche Delegiertenversammlung 
findet am Dienstag, dem 14. April 1964 
um 18 Uhr in Kliems-Festsälen, Hasen­
heide, statt.
Die Einladungen mit der Tagesordnung 
werden den Delegierten rechtzeitig zu­
gesandt.
Es wird darauf hingewiesen, daß das Mit­
gliedsbuch am Eingang des Tagungslokals 
vorzulegen ist.

Der Vorsitzende

Wohl aber kann die Bundesrepublik die 
Kampfkraft ihrer Verbände durch Verbes­
serung von Bewaffnung, Ausrüstung und 
Ausbildung verstärken. Entscheidend für 
diese Verstärkung ist aber der Aufbau 
der Territorialverteidigung, welche den 
Felddivisionen eine ganze Reihe von Auf­
gaben abnehmen muß. Die Divisionen der 
Bundeswehr können nur etwa die Hälfte 
ihrer Kampfkraft entfalten, wenn sie 
gleichzeitig noch Objektschutz, Sicherung 
von Verkehrswegen und Nachrichtenmit­
teln, Wachaufgaben und ähnliches wahr­
nehmen müssen.

Hier setzen nun Überlegungen ein, ob 
die Territorialverteidigung aus den be­
reits ausgebildeten Reservisten der Bun­
deswehr oder aus den nicht zur Bundes­
wehr eingezogenen tauglichen Wehr­
pflichtigen aufgebaut werden soll. Wahr­
scheinlich ist beides vonnöten. Der 
berechtigte Einwand der Wehrpflichtigen, 
daß ihre genauso tauglichen Jahrgangs­
kameraden kein vergleichbares Opfer 
bringen, kann durch Dienstleistungen bei 
der Territorialverteidigung, beim zivilen 
Bevölkerungsschutz, bei der Polizei­
reserve und anderen Einrichtungen ent­
kräftet werden. Da aber die Bildung von 



zahlreichen Reserveeinheiten, welchen 
man die Reservisten schon in Friedens­
zeiten zuteilen kann, wegen des hierfür 
benötigten Materials und angesichts der 
voraussichtlichen Mobilmachungsbedin­
gungen in der exponierten Lage der Bun­
desrepublik gar nicht möglich ist, muß 
man an das Problem herangehen, wie die 
ip der Bundeswehr erworbenen militäri- - 
sehen Kenntnisse auch während der Zu­
gehörigkeit zur Reserve genutzt werden 
können. Deshalb wird eine Mitwirkung 
von Reservisten an der Territorialvertei­
digung, vor allem als Ausbilder, durchaus 
sinnvoll sein, denn Schwierigkeiten beim 
Aufbau der Territorialverteidigung wur­
den ja vor allem mit dem Mangel an 
Ausbildern und erst in zweiter Linie mit 
dem Mangel an Unterbringungsmöglich­
keiten und Ausrüstung begründet. Bei der 
für die Territorialverteidigung benötigten 
kürzeren Ausbildung setzt übrigens eine 
Trüppenunterkunft unvergleichbar viel 
mehr Soldaten im Jahre um als eine ent­
sprechende Unterkunft einer aktiven Ein­
heit.

Reserveunteroffiziere und Reserve­
offiziere werden ihre militärischen Fähig­
keiten angesichts des großen Personal­
mangels an aktiven Führer- und Unter- 
führerkadem der Bundeswehr bei Wehr­
üburigen am leichtesten erhalten können. 
Die Möglichkeit des Aufstiegs durch sol­
che Übungen ist sicher ein zusätzlicher 

Anreiz. Für die größte Zahl der Reser­
visten ist dieser Weg jedoch schwer 
gangbar. Ihn Können wenigstens geistig 
und theroretisch zu erhalten und sie auch 
persönlich mit den Problemen der mili­
tärischen Sicherheit und den darin wir­
kenden Männern in Verbindung zu halten, 
ist eine Doppelaufgabe der Truppe und 
einer Einrichtung wie des Reservistenver­
bandes. Allerdings kann diese Verbindung 
bei Anerkennung ihres Wertes die Praxis 
der Fortbildung an Waffen und Gerät 
durch Wehrübungen nicht ersetzen.

Die Hunderttausende von Reservisten 
können, wenn man sich um sie bemül® 
in unserem Volk ein Bild der Bundes­
wehr vermitteln, wie sie wirklich ist. Es 
geht nicht um romantische Verzeichnun­
gen oder um Verallgemeinerung beson­
ders guter oder besonders schlechter Er­
fahrungen. Darstellen, was ist und wozu 
es da ist, leuchtet dem Staatsbürger außer­
halb der Bundeswehr viel besser ein. 
Durch diese Arbeit kann sichtbar gemacht 
werden, daß die aus den Söhnen unseres 
ganzen Volkes gebildete Bundeswehr ein 
lebendiger Teil unserer Gemeinschaft und 
kein von ihr isolierter besonderer Körper 
ist. Wenn jeder einzelne Soldat, ob Re­
servist oder nicht, in seinem Verhalten 
klarmacht, daß er dem ganzen Volke 
dient, wird am leichtesten das Bewußt­
sein lebendig, daß die Bundeswehr auch 
vom ganzen Volk getragen werden muß."

Kriegsopferversorgung in der Zone
OS. „Kriegsopfer klagen Bonn an" und 

„Demonstrationen gegen soziale Unsicher­
heit“ — mit diesen Schlagzeilen versuchte 
die SED-Presse, die sicherlich mehr als be­
rechtigten Bonner Kriegsopferdemonstra­
tionen für ihre Zwecke auszuschlachten. 
Es fiel auf, daß dabei nichts Konkretes 
über die Forderungen der Kriegsopfer in 
der Bundesrepublik gesagt und jeder Ver­
gleich der Rentenleistungen an Kriegs­
opfer in beiden Teilen Deutschlands ver­
mieden wurde.

Ein solcher Vergleich würde nämlich 
deutlich machen, wie ungerecht man die 
Kriegsopfer in der Zone behandelt. Dort 

werden besondere Rentenzahlungen eM 
Kriegsopfer und Hinterbliebene grund­
sätzlich verneint. In der Zone hat noch 
keine Kriegerwitwe, sofern sie nicht gänz­
lich erwerbsunfähig ist, auch nur einen 
Pfennig an Witwenrente erhalten. Eltern­
renten sind gänzlich unbekannt. Renten 
werden an Kriegsbeschädigte (diesen 
Ausdruck gebraucht man in der Zone 
überhaupt nicht, man spricht allgemein 
von Schwerbeschädigten) nur dann ge­
zahlt, wenn der Betreffende während der 
Zeit militärischer Dienstleistungen durch 
Krankheit oder äußere Einwirkungen Ge­
sundheitsstörungen erlitten hat, die ihn 
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mindestens 66 % Prozent dauernd oder 
vorübergehend erwerbsunfähig machten. 
Da es in der Zone keinen Unterschied 
zwischen einer Grundrente und einer Aus­
gleichsrente gibt, wie wir es in der Bun­
desrepublik kennen, mindert ein Arbeits­
verdienst in einer bestimmten Höhe be­
reits die Rentenzahlungen an Kriegsopfer 
mit einer Erwerbsunfähigkeit von über* 
66 % Prozent. Überschreiten Neben­
einkünfte aus Arbeit, Vermögen oder son­
stigen Einkommensquellen zusammen 
mit der Rente den Betrag von DM 180,-— 
monatlich, so wird das die Grenze von 
jpM 180,— übersteigende Einkommen zur 
TJälfte auf die Rente angerechnet. Nur 
drei Zehntel der Rente müssen dem Ren­
tenempfänger in jedem Fall verbleiben.

Kriegsbeschädigte, die mindestens 50 Pro­
zent erwerbsgemindert sind, erhalten auf 
Antrag einen Schwerbeschädigten-Aus- 
weis, mit dem jedoch kein Rechtsanspruch 
auf irgendeine Rentenzahlung verbunden 
ist. Stehen diese Menschen noch in einem 
Arbeitsverhältnis, erhalten sie eine ge­
ringfügige Steuerermäßigung, sie be­
sitzen ferner eine verlängerte Kündi­
gungsfrist von 4 Wochen, ihre frist­
gemäße Kündigung bedarf der vorherigen 
Zustimmung durch das zuständige staat­
liche Organ. Als weitere Leistung steht 
ihnen ein Zusatzurlaub von 3 Tagen zu, 
Vollblinden werden 6 Tage gewährt. Da­
mit erschöpft sich aber auch bereits jede 
staatliche Hilfe für die Kriegsopfer in der 
Zone.

Viel Geld schmort in der Pfanne
Die Fleischpreise haben einen neuen 

Nachkriegsrekordstand erreicht. Die 
Hausfrau zahlt heute für den Braten 
20 Prozent mehr als vor einem Jahr. Wenn 
sie zum Wochenende nur 10 DM beim 
Schlachter lassen muß, ist sie schon heil­
froh. Ein Kilo Rinderschmorbraten kostet 
sie heute rund 8 DM und ein Kilo 
Schweinekotelett sogar 8,50 DM und mehr. 
Schweinekotelett war noch vor 12 Mo­
naten um 15 Groschen pro Kilo billiger. 
Trotzdem lehnt die Bundesregierung eine 
Verbilligung der Schweineimporte ab.

Die Fleisch- und Wurstpreissteigerun­
gen zehren an der Haushaltskasse. Rund 
£00 DM gibt die Durchschnittsfamilie 
Jährlich dafür aus. Damit sind Fleisch und 
Wurst die Ernährungsausgabekosten Nr. 1. 
Dreimal so viel wie für Milch wendet der 
Verbraucher dafür auf, fünfmal so viel 
wie für Butter und über elfmal so viel wie 
für Kartoffeln.

Für das viele Geld will die Hausfrau 
wenigstens einen guten Braten auf den 
Tisch bringen. Das ist nicht einfach. Es 
fehlen objektive Qualitätsmaßstäbe. Auf 
den Schlachtviehmärkten gibt es sie bei­
spielsweise bei Rindfleisch. Die Metzger 
erfahren, ob das Fleisch von guter oder 
schlechter Qualität ist und sie kaufen nach 
Handelsklassen wie A, B und C ein. Für 

die Hausfrau ist der Fleischkauf aus­
schließlich Vertrauenssache. Der ■ Deut­
sche Städtetag forderte erst kürzlich: 
Fleisch sollte klarer deklariert werden. ;

Konzessionen an die Fleischbeschaffen­
heit müssen ohnehin gemacht werden. Dr. 
K. H. Schmidt vom Institut für Tierernäh­
rung, Braunschweig-Völkenrode, wies 
darauf hin, daß die rationellere Fütterung 
zur Muskeldegeneration führe. Das heu­
tige „Industriefleisch" hat eine sehr helle 
Farbe und lockere Struktur. Sein Saft­
haltevermögen wird immer geringer. Vom 
Schweinebraten bleibt der Hausfrau, wie 
Experten feststellten, immer weniger in 
der Pfanne. Er verliert heute schon 
40 Prozent seiner Substanz. Vor sieben 
Jahren, als man noch konservativer 
züchtete, verlor er nur rund 30 Prozent.

Verluste hat die Hausfrau schon beim 
Fleischkauf. Den dicken Knochen im Bra­
ten zahlt sie mit. Es gibt keine rechtlichen 
Vorschriften, wie hoch der Knochenteil 
sein darf. Fachleute meinen, handels­
üblich sei ein Anteil von 20 Prozent im 
Schweinefleisch, 25 % im Rindfleisch und 
30 % im Kalbfleisch.

Klare Qualitäts- und Gewichtsmaßstäbe 
kann der Verbraucher schon verlangen, 
der heute für seinen Sonntagsbraten 
durchschnittlich doppelt so viel wie vor
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12 Jahren zahlt. Ein Kilo Rindfleisch zum 
Schmoren kostet heute mit 8 DM über 
4,50 DM mehr als 1950. Rindfleisch zum 
Kochen stieg um über 2 DM auf 5,40 DM. 
Schweinekotelett um über 4 DM auf 8,50 
DM und Kalbfleisch um über 3,50 DM auf 
7,20 DM und mehr.

Fleisdikonserven kosten dagegen heute 
rund % mehr als vor 12 Jahren. Außer­
dem sind sie bequem. Die Hausfrauen mö­
gen aber ihren Sonntagsbraten nicht aus 
der Dose servieren. Die Qualität der 
Fleischkonserven ist nur selten diskuta­
bel. Die DM untersuchte beispielsweise 
37 Gulaschkonserven: 36 davon waren 
von mäßiger bis schlechter Qualität. Alle 
untersuchten Dosen enthielten Sehnen 
Häute, dicke Blutadern oder Schwarten. 
Als Sonntagsbraten nicht empfehlenswert.

So bleibt man lieber bei einem frischen 
Stück Fleisch wie gewachsen, dessen Qua­
lität man — solange amtliche Richtlinien 
fehlen — mit ein paar Faustregeln be­
stimmen kann. So ist Fleisch von jungen 
Tieren trocken, fest und hellrot, Fleisch 
von alten Tieren dunkelrot mit gelbem 

Fett. Rindfleisch mit kleinen eingelager­
ten Fetteilchen ist besonders saftig. Der 
Fleischpreis ist jedenfalls kein zuverlässi­
ger Qualitätsmaßstab — auch wenn er 
rapide ansteigt.

Die Bundesregierung tut nichts, um den 
Preisanstieg zu bremsen. Nadi Meinung 
von Staatssekretär Hüttebräuker, Bundes­
ernährungsministerium, sind die Preise 
für Schweinefleisch im letzten Jahr nur um 
rund 12 Prozent gestiegen. Diese Preis­
steigerung müsse der Landwirtschaft zu­
gute kommen. Darum verzichtet die Bun­
desregierung auf eine Senkung der Ein^ 
fuhrabgaben, die Holland, Belgien, ItalitÄ 
und Frankreich in diesen Tagen durdv 
führten.

Schweinefleisch wird also nicht billiger. 
Im Gegenteil: dritte Länder werden jetzt 
nach Frankreich, Holland, Belgien und 
Italien exportieren. Unsere Importeure 
dürften es darum noch schwerer haben, 
preiswerte Ware zu beschaffen. Die Ge­
fahr eines weiteren Preisaufstiegs besteht. 
Schlechte Aussichten also für unseren 
Sonntagsbraten. Ls

( SPD-Pressedienst)
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